Preußische Geſetzammlung 


Jahrgang 1920 Nr. 49. 


Juhalt: Verordnung, betreffend Abänderung der Verordnung vom 4. Oktober 1895, betreffend den Ausſchuß 
der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, S. 523. — Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend An⸗ 
wendung des vereinfachten Entelgnungsverfahrens bel dem Bau einer 100000 Voltleitung von Berlin, 
Friedrichsfelde nach dem ſtädtiſchen Kraftwerke Moabit, S. 820. — Erlaß der Miniſter für Handel 
und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des Innern, 
betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Herſtellung von Starkſtrom⸗ 
fernleitungen durch das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk in Eſſen a. d. Ruhr, S. 527. — Erlaß 
der Miniſter für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, der öffentlichen 
Arbeiten und des Innern, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei dem 
Bau einer Hochſpannungsleitung vom Kraftwerk Lauta in ber Lauſitz nach dem Kraftwerk Trattendorf bei 
Spremberg, S. 528. — Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe und des Miniſters für Land- 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens zu⸗ 
gunſten des Braunkohlenbergwerkes Marie bei Atzendorf, S. 528. — Erlaß des Miniſters für Handel 
und Gewerbe und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anwendung 
des vereinfachten Enteignungs verfahrens bei der Anlage eines neuen Braunkohlen⸗Tagebaues bei 
Etzdorf durch die A. Riebeckſchen Montanwerke, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., S. 329. — Be⸗ 
kanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 burch die Regierungsamtsblätter ver⸗ 
oͤffentlichten Erlaſſe, Urkunden., S. 530. 


(Nr. 11985.) Verordnung, betreffend Abänderung der Verordnung vom 4. Oktober 1895 
(Geſetzſamml. S. 533), betreffend den Ausſchuß der Preußischen Zentral⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe. Vom 8. November 1920. 


Au Grund des § 14 des Geſetzes vom 31. Juli 1895, betreffend die Errich⸗ 
tung einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoffenfchaftlichen Perſonalkredits, 
Geſetzſamml. S. 310) wird verordnet, was folgt: 

Die Verordnung vom 4. Oktober 1895 (Geſetzſamml. S. 533), betreffend 
den Ausſchuß der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, erhält folgende Saffung: 


§ 1. 

Der Ausſchuß der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe beſteht aus: 

1. dem Direktor der Kaſſe N 

2. je einem Beauftragten des Finanzminiſters, des Miniſters für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, des Miniſters für Handel und 
Gewerbe und des Miniſters für Volkswohlfahrt; 

3. wenigſtens 24 Perſonen, die von den Vereinigungen und Verbandskaſſen 
eingetragener Erwerbsgenoſſenſchaften, welche ſich an der Anſtalt mit 
Einlagen beteiligen oder mit der Anſtalt in regelmäßigem Geſchäfts⸗ 
verkehre ſtehen, ſowie von den gemeinnützigen Bauvereinigungen vorge⸗ 
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Ba werden, an denen der Staat mit Stammeinlagen auf Grund 
es Artikel 8 des Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 beteiligt ißt 
und die mit der Anſtalt in regelmäßigem Geſchäftsverkehre ſtehen 
4. ſonſtigen Sachverſtändigen. a 
Die Geſamtzahl der Mitglieder hat 50 nicht zu überſteigen. 

Jede der unter 3 genannten Vereinigungen oder Verbandskaſſen hat das 
Recht, eine Perſönlichkeit für den der den in Vorſchlag zu bringen, die in dem 
Vorſtande, der Geſchäftsführung oder dem Aufſichtsrat einer der zum Vorſchlage 
berechtigten Vereinigungen und Verbandskaſſen tätig iſt. Die zu berufenden Mit- 
glieder werden von den vorbezeichneten Miniſtern aus der Geſamtzahl der vor⸗ 
geſchlagenen Perſonen ausgewählt. n f 

Die Berufung der unter 4 bezeichneten Mitglieder erfolgt nach freiem 
Ermeſſen der vorgenannten Miniſter. 

Die Berufung der unter 3 und 4 bezeichneten Mitglieder erfolgt auf die 
Dauer von je drei Jahren. 

Für die gemäß Ziffer 3 berufenen Mitglieder erliſcht die Mitgliedſchaft 
ſchon vor dem Ablaufe dieſes Zeitraums, wenn die Vereinigung oder Verbands⸗ 
kaſſe, auf deren Vorſchlag die Berufung erfolgt iſt, aus dem regelmäßigen Ge⸗ 
ſchäftsverkehre der Anſtalt ausſcheidet oder ſobald die Mitglieder nicht mehr dem 
Vorſtande, der Geſchäftsführung oder dem Auffichtsrat einer der vorſchlags⸗ 
berechtigten Vereinigungen oder Verbandskaſſen angehören. An Stelle der auf dieſe 
Weiſe ausſcheidenden Mitglieder werden für den Neft der Berufungszeit Erſatz⸗ 
männer auf Grund der gemäß Abſ. 3 eingereichten Vorſchläge berufen. 


52, 
Der Direktor der Kaffe ($ 1 zu 1) führt den Vorſitz in dem Ausſchuß 
und wird im Behinderungsfalle durch den Beauftragten des Finanzminiſters 
($ 1 zu 2) vertreten. f 


8 3. 

Der Ausſchuß iſt wenigſtens einmal jährlich, ſonſt nach Bedarf von dem 
Vorſitzenden unter Mitteilung der Tagesordnung zuſammenzuberufen. Er mu 
zuſammenberufen werden, wenn ein Viertel der Mitglieder den ſchriftlichen Antrag 
unter Mitteilung beſtimmter, die Geſchäfte der Anſtalt betreffender Gegenſtände 
für die Tagesordnung ſtellt. 

Mit Genehmigung des Vorſitzenden können auch nachträglich Gegenſtände 
auf die Tagesorduung geſetzt werben. 


984. 
Der Ausſchuß beſchließt nach Mehrheit der anweſenden Stimmen; bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
Soweit der Ausſchuß über ſeine Beratungen und Beſchlüſſe eine ſchriftliche 
Berichterſtattung an den Finanzminiſter beſchließt, ift aus der Mitte der an⸗ 
weſenden Mitglieder ein Berichterſtatter zu beſtellen. : 
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N 65. 
Die nicht dem Ausſchuß angehörenden Mitglieder des Direktoriums können 
an den Sitzungen des Ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen. 


§ 6. 

Der Vorſitzende beſtellt für jede Sitzung zur Anfertigung eines Verhand⸗ 
lungsberichts einen Schriftführer, der nicht Mitglied des Ausſchuſſes zu ſein 
braucht. Der Verhandlungsbericht iſt von dem Vorſitzenden, zwei von dem 
Ausſchuſſe zu ernennenden Mitgliedern desſelben und dem Schriftführer zu vollziehen. 


NE 

Zur beirätlichen Mitwirkung bei den Gefchäften der Anftalt wird ferner 
ein engerer Ausſchuß gebildet. Der engere Ausſchuß beſteht aus dem Direktor 
der Kaffe und 9 Mitgliedern, von denen 4 durch die im § 1 bezeichneten Miniſter 
aus der Zahl der Mitglieder des Ausſchuſſes ernannt, die übrigen von dem 
Ausſchuß aus ſeiner Mitte gewählt werden, wobei die im §1 Ziffer 3 und 4 
genannten Gruppen angemeſſen zu berückſichtigen ſind. 

Die Amtszeit der Mitglieder des engeren Ausſchuſſes dauert bis zum erſten 
Zuſammentreten des Ausſchuſſes nach Ablauf von deſſen Berufungszeit. Mit 
dem Ausſcheiden aus dem Ausſchuß erliſcht auch die Mitgliedſchaft des engeren 
Ausſchuſſes. 

Die im § 1 zu 2 bezeichneten Beauftragten ſowie die Mitglieder des 
Direktoriums können, ſoweit ſie nicht Mitglieder des engeren Ausſchuſſes ſind, 
an deſſen Sitzungen mit beratender Stimme teilnehmen. 


68. 

Zur Vorbereitung für beſondere Zwecke können von dem Geſamtausſchuſſe 
wie auch vom engeren Ausſchuſſe Unterausſchüſſe gebildet werden, zu denen Sach⸗ 
verſtändige mit beratender Stimme zugezogen werden können, die dem Ausſchuſſe 
nicht angehören. 


99. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes erhalten für auswärtige Geſchäfte Tage⸗ 
gelder, deren Sätze der Finanzminiſter beſtimmt, und Erſatz der für die Hin⸗ und 
Rückreiſe verauslagten Koſten. Erfordert eine ſolche Reiſe einen außergewöhn⸗ 
lichen Aufwand, ſo kann der Finanzminiſter einen Zuſchuß zu den Tagegeldern 
oder eine Pauſchvergütung bewilligen. 

Staatsbeamte, welche Mitglieder des Ausſchuſſes ſind, erhalten die ihnen 
für Reiſen in Staatsdienſtangelegenheiten zuſtehenden Vergütungen. 


8 10. 

Der Ausſchuß iſt berufen, die lebendige Fühlung der Anſtalt mit den 
genoſſenſchaftlichen Verbandskaſſen und den ſonſtigen Vereinigungen aufrechtzu⸗ 
erhalten, die mit der Anſtalt in regelmäßigem Geſchäftsverkehre ſtehen. 
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Dem Ausſchuß iſt Kenntnis von dem gefamten Stande der Gefchäfte zu 
geben. Die im § 1 genannten Miniſter und der Direktor der Kaſſe ſind befugt, 
ihn über alle den Geſchäftsbereich der Anſtalt berührenden Fragen gutachtlich zu 
hören. Der Ausſchuß iſt berechtigt, ſeinerſeits Vorſchläge über die etwa gebotenen 
Maßregeln zu machen. 

Insbeſondere iſt der Ausſchuß gutachtlich zu hören über: 

1. die Grundſätze für die Kreditgewährung, namentlich die bei der Kredit⸗ 
gewährung allgemein einzuhaltenden Grenzen, die Höhe des Zinsfußes, 
die Friſten und die Sicherheitsleiſtung ; 

die Grundſätze für die- Annahme von Spareinlagen; 

die Bilanz und die Gewinnberechnung; 

die Vereinbarung und Aufhebung dauernder Intereſſengemeinſchaften 
der Anſtalt mit anderen Unternehmungen genoſſenſchaftlicher Art; 

5. die Maßnahmen der Staatsregierung zur Abänderung der die Anſtalt 

betreffenden Geſetze und Verordnungen. 
Allgemeine Geſchäftsanweiſungen und Dienſtinſtruktionen find dem Ausſchuß 
alsbald nach ihrem Erlaſſe zur Kenntnisnahme mitzuteilen. i 
Dem engeren Ausſchuſſe ſind alle wichtigeren Vorlagen für den Ausſchuß zur 
Vorberatung zu überweiſen. Er iſt ferner gutachtlich zu hören insbeſondere über: 
1. die Ablehnung von Anträgen auf Zulaſſung zu einem auf Grund des 
$ 2 Siffer 1a des die Errichtung der Anſtalt betreffenden Geſetzes vom 
31. Juli 1895 mit der Auſtalt zu führenden Geſchäftsverkehr 

2. die Aufhebung des Geſchäftsverkehrs mit einer auf Grund der unter 1 
genannten Geſetzesſtelle mit der Anſtalt in Geſchäftsverkehr ſtehenden 
Unternehmung. 


8 


§ 11. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 8. November 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11986.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend Anwendung 
des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei dem Bau einer 100 000-Bolt- 
leitung von Berlin⸗Friedrichsfelde nach dem ſtädtiſchen Kraftwerke Moabit. 
A Vom 12. November 1920. 


uf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 


verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnung vom 15. Auguſt 1918 Geſetzſamml. S. 144) und des Geſetzes vom 
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21. September 1920 GSeſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte 
Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei dem Bau der 
100 900 Voltleitung von Berlin⸗Friedrichsfelde (Bahnhof Magerviehhof) nach dem 
ſtädtiſchen Kraftwerke Moabit in Berlin, Südufer 7/9, Anwendung findet, nachdem 
der Stadt Berlin das Enteignungsrecht durch den Erlaß vom 2. November 1920 
verliehen worden iſt. 

Berlin, den 12. November 1920. 


Der Miniſter Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
für Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Im Auftrage Im Auftrage 
v. Meyeren. Abicht. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage Im Auftrage 
Krohne. Mulert. 


(Nr. 11987.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des- Innern, betreffend Anwendung 
des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Herſtellung von Starkſtrom⸗ 
fernleitungen durch das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk in Eſſen a. 

A d. Ruhr. Vom 12. November 1920. 


uf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Gefegfamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnung vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) und des Geſetzes vom 
21. September 1920 (Gejegfamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte 
Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Herſtellung 
von Starkſtromfernleitungsanlagen (100 000-Boltleitungen) einſchließlich zugehörender 
Stationen mit Anſchlußgleiſen abzweigend von den beſtehenden 100 000 Volt⸗ 
leitungen des Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Elektrizitätswerkes in Eſſen a. d. Ruhr nach 
ſeiner Station Küpperſteg und nach je einer im Stadtkreiſe Solingen und bei 
Ronsdorf zu errichtenden 100 000 ⸗Voltſtation Anwendung findet, nachdem dem 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Elektrizitätswerke das Enteignungsrecht durch den Erlaß 
vom 8. September 1920 verliehen worden iſt. 

Berlin, den 12. November 1920. 


Der Miniſter Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
für Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Im Auftrage Im Auftrage 
v. Meyeren. Articus. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage Im Auftrage 
Hecht Abegg. 
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(Mr. 11988.) Erlaß der Minifter für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend Anwendung 
des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei dem Bau einer Hochſpannungs⸗ 
leitung vom Kraftwerk Lauta in der Lauſitz nach dem Kraftwerk Trattendorf 
bei Spremberg. Vom 12. November 1920. 


Au Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnung vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) und des Geſetzes vom 
21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte 
Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei dem Bau einer 
Hochſpannungsleitung vom Kraftwerk Lauta in der Lauſitz nach dem Kraftwerk 
Trattendorf bei Spremberg Anwendung findet, nachdem der Geſellſchaft für 
Kraftübertragung, G. m. b. H. in Berlin, das Enteignungsrecht durch den Erlaß 
der Reichsregierung vom 24. Auguſt 1920 verliehen worden iſt. 


Berlin, den 12. November 1920. 


Der Miniſter für Handel Der Miniſter für Landwirtſchaft, 


und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Im Auftrage Im Auftrage 
v. Meyeren. Eggert. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage Im Auftrage 


Krohne. Abegg. 


(Nr. 11989.) Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe und des Miniſters für Land- 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Aendern, n 20 zugunſten des Braunkohlenbergwerkes Marie bei 
Atzendorf. Vom 20. November 1920. 


Au Grund der §§ 1, 9a der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent⸗ 


eignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 
10. April 1918 Geſetzſamml. S. 41) und vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. 
S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) 
wird beſtimmt, daß die Vorſchriften dieſer Verordnung auf das Enteignungs⸗ 
verfahren Anwendung zu finden haben, das die Aktiengeſellſchaft Conſolidiertes 


rn en 


. 
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Braunkohlenbergwerk Marie bei Atzendorf im Kreiſe Wanzleben gegen die Eigen⸗ 
tümer der Parzellen Gemarkung Unſeburg im genannten Kreiſe Kartenblatt 4 
Nr. 53/5, 54/5, 251/5, 250/5, 247/5, 246/5, 241/5 und 2405 zum Zwecke 
der Weiterführung der Kohlengewinnung im Felde des bezeichneten Braunkohlen⸗ 
hergwerkes gemäß §8 135 ff. des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen 
Staaten vom 24. Juni 1865 (Geſetzſamml. S. 705) beantragt hat. 

Berlin, den 20. November 1920. 


Der Miniſter Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
für Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Im Auftrage Im Auftrage 
Althans. Articus. 


(Nr. 11990). Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe und bes Miniſters für Land- 
. - wirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei der Anlage eines neuen Braunkohlen⸗Tagebaues 
bei Etzdorf durch die A. Riebeckſchen Montanwerke, Aktiengeſellſchaft in 
A Halle a. S. Vom 20. November 1920. 


uf Grund der 651, 9a der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent⸗ 
eignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 10. April 1918 
(Geſetzſamml. S. 41) und vom 15. Auguſt 1918 GGeſetzſamml. S. 144) ſowie des 
Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß die 
Vorſchriften dieſer Verordnung auf das Enteignungsverfahren Anwendung zu 
finden haben, das die Aktiengeſellſchaft A. Riebeckſche Montanwerke in Halle a. S. 
gegen die Eigentümer der im Mansfelder Seekreiſe gelegenen Parzellen Gemar⸗ 
kung Etzdorf Plan Amsdorfer Breite Nr. 7 und 49, Gemarkung Stedten Plan 4 
Nr. 4, Plan 5 Nr. 6 und Plan 6 Nr. 7, Gemarkung Aſendorf Plan 88 Nr. 11 
Plan 89 Nr. 12 und Plan 90 Nr. 13, Gemarkung Steuden Plan 44 Nr. 142 a, 
Plan 45a Nr. 141 und Plan 46e Nr. 140 ſowie Gemarkung Amsdorf Plan 135 
Nr. 262/121 zum Zwecke des Aufſchluſſes eines neuen Braunkohlen⸗Tagebaues bei 
Etzdorf und der Herſtellung einer Verbindungsbahn zwiſchen dieſem Tagebau und 
der der Aktiengeſellſchaft gehörigen Grube Rießer gemäß $$ 135 ff. des Allgemeinen 
Berggeſezes für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 (Geſetzſamml. 
S. 705) beantragt hat. 


Berlin, den 20. November 1920. 


Der Miniſter Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
für Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Im Auftrage Im Auftrage 


Althans. Articus. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 


1. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 15. Oktober 1920, be⸗ 
treffend die Genehmigung der von der 45. Generalverſammlung der Mit⸗ 
glieder der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft am 21. Juni 1920 be⸗ 
ſchloſſenen Anderungen der Satzung der Landſchaft, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Schleswig Nr. 49 S. 404, ausgegeben am 6. November 1920. 

der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 18. Oktober 1920, be⸗ 
treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinden Groß 
Reken und Hülſten im Kreiſe Borken für die Erweiterung des Gemeinde⸗ 
friedhofs in Groß Reken, durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter 
Nr. 45 S. 426, ausgegeben am 6. November 1920 j 

3. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 4. November 1920, be⸗ 

treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Nauen für 
die Erweiterung des ſtädtiſchen Friedhofs, durch das Amtsblatt der Re⸗ 
gierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 46 S. 576, ausgegeben 
am 20. November 1920. 


. 


— 
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